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Der russische Einfall
in die tDandscburei

Chinesische Vorschläge — Ein Appell an denVölkerbund ?
I« . Berlin . 27 . Ro ». (Prw . - Tel .) Deutschland , das

bekanntlich die Vertretung Chinas und Rußlands als Mittler

übernommen hat , hat von der chinesischen Gesandt -

fchaft in Berlin « ine an Rußland gerichtete Rote

erhalten und sie weitergeleitet . Ob die Rote schon in Moskau

vbergeben worden ist, ist noch nicht bekannt . Diese Rote ent -

hält die Vorschläge Chinas für Untersuchung der Grenzzwifchen -

fälle unter Borsitz eines Neutralen , ferner für Zurückziehung
der beiderseitigen Truppen um 30 englische Meilen . Außer -

dem ist China bereit , sich einem Schiedsgericht zu unterwerfen .
Da es heißt , daß in dieser Rote auch von der Anrufung

des Völkerbundes die Rede ist, hat das in Genf

einige Beunruhigung erregt , da der Bölkerbund ge-

»wnnge « wäre , bei einer ablehnenden Haltung Rußlands zum
erste « Male auf Grund des Artikels 17 einzugreifen und

erforderlichenfalls sogar Exekutionsmaßnahmen zu beschließen .

Ferner hat China seine Gesandten bei den Mächten , die den

Kelloggpakt unterzeichnet haben , angewiese «, auf Rnß -

land wegen seiner Verstoße gegen den Kelloggpakt einzu -

wirken .

g , und Konkursverfahren fällt der
hat der Inserent keine Ansprüche,

MTB . London , 27. Nov . ( Tel . » Wie „ Times " berichtet ,
hat die chinesische Regierung beschlossen, einen » f f i-

» iellen Appell an den BSlkerbundsrat zu rich -
ten , in dem darum ersucht wird , angesichts des russischen Ein -

Marsches in die Mandschurei eine Aktion zu unternehmen . Ge -
w -sse diplomatische Schritte sind bereits von den Vertretern
Chinas in Europa unternommen worden , um festzustellen ,
welche Aufnahme ein derartiger Appell in den verschiedene «
Hauptstädte » finde » werde . Es wird laut „ TimeS " erwartet ,
daß die Frage in Genf von dem chinesischen Gesandten in
Rom aufgeworfen wird .

Tie Haltung Amerikas und Japans
MTB London , 27. Nov . (Tel . ) „TimeS " berichtet aus

Washington : Der Kurs , den die Politik der Bereinigten Staa -

ten im chinesisch-russischen Konflikt nehmen wird , ist weiterhin
unsicher . Dem Korrespondenten zufolge hat der von Staats -

sekretär Stimson vergangenen Juli gemachte Vorschlag seiner -

Eeit
zwar die Zustimmung der französischen und der italieni -

chen Regierung gefunden , jedoch hätten Berlin , London und
Colio geäußert , daß die Zeit für eine Aktion kaum reif sei ,

da sie falsch ausgelegt werden könnte .
Aus Tokio meldet das Blatt , dafe der japanische General,tab

die Ruhe des japanischen Auswärtigen Amtes bezüglich der

Entwicklungen in der Mandschurei teile . Vorbereitungen , um

Gruppen außerhalb der japanischen Zone zu entsenden , wur -

den nicht getroffen .

Der wiirttembergifche Staatspräsident
zur Reichsreform

Bolz für die „differenzierende Gesamtlösung "

Pr . Stuttgart , 27 . Nov . (Priv .-Tel . ) In einer Unterredung
mit dem Chefredakteur des „Deutsche » Volksblattes " äußerte
sich Staatspräsident Bolz zu den letzten Beschlüssen der Län -

derkonferenz und erklärte u . a ., er halte es für unmöglich , daß
der bisherige Zustand bestehen bleiben könne , weil sonst die

von allen verurteilte Zentralisierung in der Praxis nicht auf -

zuhalten sei . Das Reich habe das Bestreben , aus dem Wege
über die Finanzreform und die Verwaltung die Lebensfähig -

keit der Länder immer mehr einzuengen . In dieser Richtung
gehe auch der bevorstehende Finanzausgleich . Wenn die Ent -

Wicklung noch einige Zeit so weitergehe , dann wurden die

Länder immer mehr ihre Selbständigkeit einbüßen und den

Charakter von Provinzen annehmen . Der Staatspräsident be-

tonte , daß er auf der Länderkonferenz der differenzierenden
Gesamtlösung zugestimmt habe , weil auf einem anderen

Wege der Prozeß der fortschreitenden Zentralisierung nicht

aufzuhalten sei.

Die AeiertagSvorlage im sächsischen Landtag
Im Sächsischen Landtag wurde in der Beratung über die

Feiertqgsvorlage der Antrag der Deutschnationalen , der die

Aufhebung des 9 . Rovember und des 1. Mai als gesetzliche
Feiertage verlangte , in namentlicher Abstimmung mit 41 gegen
40 Stimmen abgelehnt . Sodann wurde über die Regierungs -

Vorlage abgestimmt , welche die Abschaffung des 9 . November
als gesetzlichen Feiertag vorsieht . Die Regierungsvorlage wurde
mit 47 gegen 44 Stimmen in zweiter Lesung angenommen . Es
wurde eine dritte Lesung beantragt .

D «S Befinde « des Reichspräsidenten ist entgegen anderslau -
tenden Blättermeldungen nach wie vor befriedigend .

Die Pariser Reichsbahnverhandlunge « . Die Meldung der

«Köln . Ztg .
" über die Pariser Reichsbahnverhandlungen ist .

wie wir erfahren , nur teilweise richtig. Der wiedergegebene
Text stammt von einem überholten Entwurf . Richtig wieder -

gegeben sind darin nur die Bestimmungen über das Personal .
Der genaue amtliche Entwurf kann noch nicht veröffentlicht
werden , da die Delegierten beider Seiten sich zur Vertraulich ,
keit bis nach den Haager Verhandlungen verpflichtet haben .

Letzte Nachrichten
Auswärtiger AussGuh des Reichstags

Die Polenfragen
BDZ . Berlin , 27. Rov . ( Tel . , Der Auswärtige

Ausschuß des Reichstags behandelte unter dem Bor -
sitz des Abg . Scheide » « » » ( Toz .) die Polenfragen .
Außer dem Reichsaußenminister waren auch Reichsfinanzmmi -
ster Dr . Hilferding , Reichsjustizminister von Guerard
und Gesandter Rauscher anwesend .

Reichsmiuister des Äußern , Dr. CurtiuS , erstattete über
die deutsch - polnischen Verhandlungen und die damit zusam -
menhängenden politischen Probleme ei» ausführliches Re -
ferat . Als erste Diskussionsredner » ahmen Abg . U l i tz k a
(Ztr .) und Abg . l )r. H o e tz s ch (Dntl .) das Wort .

pause in den Saarverdandlungen
M . Berlin » 27 . Nov . ( Priv .-Tel . ) In den S a a r v e r .

Handlungen ist heute eine Arbeitspause eingetreten ,
die voraussichtlich bis Ende der Woche dauern wird . Man will
die Arbeit erst wieder aufnehmen , wenn der Ausschuß für die
Kohlenfrage und der zweite Ausschuß (für die Wirtschafts -
fragen » zusammengetreten sind .

In diesem Zusammenhang sei erwähnt , daß im P r e u ß i.
schen Landtag die Regierungsparteien eine Anfrage ein -
gebracht haben über dir Rückgliederung des Saar -
g e b i e t S in den preußischen Staat . Ministerpräsident
Braun hat sich zur Beantwortung Ende dieser Woche bereit
erklärt .

Die deutschnationale Klage
vor dem Staatsgerichtsbok

M . 58 111 i u , 27. R » V. ( Priv . - Tel . > Die Sitzung des
S t a a t s g e r i ch s h o f s » in der die Entscheidung für die
Klage der Deutschnatio n ale « Parte » gegen die
preußische Regierung fallen soll , ist auf den 6. oder 9 . Dezem .
ber anberaumt worden . Die Entscheidung ist von grundsätz »
licher Bedeutung für dir politische Stellung des
deutschen Beamten .

Zusammentritt des Völkerbundsrats
M . Berlin , 27 . Rov . (Priv .-Tel .) Die deutsche Ant .

wort auf eine Anfrage des Generalsekretärs des Bölkerbuu -
des über eine italienische Anfrage bezüglich einer Barver -
leguug der Ratstagung auf den 13 Januar
ist in Genf eingetroffen . Die Reichsregierung erklärt , daß sie
an sich den 20. Januar vorziehen würde mit Rücksicht auf die
Haager Konferenz , daß sie aber keinen Widerspruch einlegen
würde , wen « die übrigen Regierungen mit der Borverlegung
einverstanden wären .

Die Befreiungsfelcr in Koblenz
DZ ^ Koblenz , 27. Nov . (Tel .) In der Nacht vom kvmmen -

den Samstag auf Sonntag findet die Befreiungsfeier der
Stadt Koblenz statt . Sie beginnt am Samstag um 23 .30 Uhr
mit der Beleuchtung des Deutschen Ecks. Daran schließen
sich an große Feuer an Rhein und Mosel , Läuten aller
Glocken , Ansprache des Oberbürgermeisters , Hissen der Reichs -
flaggen auf dem Oberehrenbreijtein und patriotisches Volks -
konzert . in der Stadthalle . Für Sonntag sind u . a . vorge -
sehen : Festgottesdienste , Festakt in den Sälen der Stadthalle ,
Einzug der Schutzpolizei unter Vorantritt der Kölner Schupo -
kapelle , großes Konzen im Saale der Stadthalle und eine
Festvorstellung im Stadttheater mit „Wilhelm Tell " .

Gesetzliche Erleichterung
der Genoffen <chaftsrat »onalifiernng

VDZ . Berlin , 27. Nov . (Tel . ) Der Reichsjustizminister
hat dem Reichstag einen Entwurf zur Änderung und Ergän -
zung des Genossenschaftsgesetzes zugehen lassen , der die Ratio -
ualisieruug des Genossenschaftswesens erleichtern soll . Er läßt
die Verschmelzung von Revisionsverbänden zu , ordnet die pri -
vatschristliche Form für den Verschmelzungsvertrag von Ge -
nossenschaften an und schließt die Geltendmachung der Nich-
tigkeit solcher Verschmeizungsverträge aus , die früher ohne
gerichtliche oder notarielle Beurkundung verrichtet worden sind .

Der Fall Lampel
WTB . Reiße , 27. Nov . (Tel . ) Die wegen des Fememordes

von Waltenau verhafteten Lampel und Schweninger sind ge-
steru den Pächtereheleuten Hirsch und ihrer Tochter , die früher
in Kohlhöhe wohnten , gegenübergestellt worden . Die Zeugen
erkannten Lampel und schweninger als die Offiziere wieder ,
die damals den Köhler von Kohlhöhe mitgenommen haben .
Lampel und Schweninger gaben dies zu , bestreiten aber nach
wie vor , daß die Abbeförderung des Köhler von Kohlhöhe den
Zweck gehabt habe , ihn beiseite zu schaffen . Daß Köhler pol -
nischer Spion war . konnte bisher nicht festgestellt werden , wohl
aber steht fest , daß er wegen mehrerer Eigentumsdelikte mit
Zuchthaus vorbestraft war , und daß er zur zweiten Klasse des
Soldatenftandes gehörte . - .

Zentrum gegen Zerschlagung Preußens . In der Landtags -
fraktionssitzung des preußischen Zentrum ? fand Abgeordneter
De Heß, als er berichtete, was er auf der Münchener Tagung
der Bayerischen Bolkspartei über die kommende Wiederver -
eitiigung der beiden Parteien gesagt hatte , einmütige Zustim -
mung ; insbesondere wurde in der Landtagsfraktion betont ,
daß eine irgendwie geartete Zerschlagung Preußens für das
Zentrum unter keinen Umständen in Frage kommen könne .

Der Ikampk der Städte
gegen die Schuldenlast

Von Dt Herbert Kern

Wenn ein privates Aktienunternehmen übermäßig große
schwebende Schulden hat , deren Verzinsung zu hoch ist, kann
es eine billigere langfristige Anleihe aiifnehmen oder , wenn
dieser Weg verschlossen ist, sich durch Erhöhung des Aktienkapi -
tals das notwendige Betriebskapital verschaffen . Die Stadt -
Verwaltungen haben die letztgenannte Möglichkeit nicht, und
wenn daher , wie gegenwärtig , Anleihen entweder überhaupt
nicht oder nur zu unerträglichen Bedingungen zu erhalten
sind , besteht keine Möglichkeit , schwebende Schulden zu kons »-
lidieren .

Man wirft nun häufig die Frage auf . warum die Städte
überhaupt so hohe kurzfristige Schulden eingehen müssen , und
empfiehlt ihnen als Allheilmittel gegen die gegenwärtige An -
leihenot Sparsanikeit und Verminderung der Ausgaben . Lei¬
der können nur die Städte diesen Weg nicht immer gehen ,
denn es gibt öffentliche Aufgaben , die unter allen Umständen
erfüllt werden müssen , die aber aus den laufenden Einnahmen
heute nicht finanziert werden können . Wenn z. B . eine Stadt
eine Schule , eine notwendige Straßenbahn oder auch öffeut -
liche Gebäude bauen muß , so können die hierfür erforderliche »
Gelder nicht aus den Einnahmen eines einzigen Jahres ent -
nommen werden . Diese Bauten sind ja auch für viele Jahr -
zehnte bestimmt , kommen einer künftigen Generation zugute
und müssen daher teilweise auch von dieser in Gestalt der Zin -
sen für die Anleihe , mit der sie finanziert worden sind , getra -
gen werden .

Es ist darum im Staat wie in der Gemeinde üblich (uiU>
auch in der Privatwirtschaft wird es so gehandhabt ) , daß die
Kosten größerer Neuanlage » und Bauten nicht aus dem or -
deutliche « Haushalt bestritte « , sondern durch eine Anleihe
aufgebracht werden , für die dann alljährlich die Verzinsung
und Tilgung aus den Einnahmen gedeckt wird . Jede größer «
Neuanlage in der Industrie wie in der öffentlichen Verwal -
tung setzt also die Möglichkeit einer langfristigen Geldanfnahme
voraus . Während die Industrie vielleicht noch innerhalb gewif -
ser Grenzen durch Aktienemissionen das erforderliche Geld sich
beschaffen kann , bleibt für die Gemeinden nur die Aufnahme
von Anleihen oder , wenn diese nicht zu beschaffen sind , da »
Eingehen vorläufiger kurzfristiger schulden .

Gegen diese aus natürlichen Ursachen erwachsende kurz -
fristige Verschuldung der Gemeinden hilft keine Mahnung zur
Sparsamkeit , denn in jeder Gemeinde gibt es unnmgänglich
notwendige Bauten und Reuanschaffungen , die eben , und zwar
heute bei der unzureichenden Einnahmegestaltung der Kornmii -
nen in noch weit höherem Grade als früher — nur durch Leih -
gelder finanziert werden können . Die Mahnung zur Sparsam -
keit , die an sich natürlich durchaus berechtigt ist, kann nur be-
deuten , daß alle Ausgaben , die nicht außerordentlich dringlich
sind , auf bessere Zeiten zurückgestellt werden müssen . Da »
aber ist eine Selbstverständlichkeit , deren sich jede vernünftige
Stadtverwaltung selbst bewußt ist. wenn auch wohl in Einzel -
fällen gegen diesen Grundsatz kommunaler Selbstverantwor -
tung gesündigt worden ist

Der Vorstand des Deutschen Städtetages hat erst vor kur -
zem wieder darauf hingewiesen , daß in einigen Sonderfälle «
große und auch mittlere oder kleinere Gemeinden durch allzu
große Inanspruchnahme des Kapitalmarkts für Aufgaben , die
eine Hinausschiebung wohl vertragen hätten , die Gesamtheit
der Kommunen schwer geschädigt haben . Nicht mit Unrecht ist
hervorgehoben worden , daß nahezu ein Drittel der gesamten
kurzfristigen Schuld aller deutscher Gemeinden allein auf die
Reichshauptstadt entfällt . Hier ist also offenbar die Finanz -
Wirtschaft nicht in wünschenswertem Maße den heutigen Er -
fordernissen strengster Ausgabenverminderung angepaßt wor -
den . Hier und iu manchen anderen Fällen ist ein Eingreifen
des Deutschen Städtetages wünschenswert und durchaus b « .
rechtigt , denn wenn einzelne Stadtverwaltungen allzu wenig
streng in ihrer Ausgabenkoutrolle sind , so muß eben der
Städtetag als die Organisation der Gesamtheit eingreifen ,
denn den Schaden einer derartigen falschen Finanzpolitik trägt
letzten Endes die Gesamtheit aller Gemeinden .

Aber wenn es auch einzelne Fälle gegeben hat , in denen
Gemeinden es an der nötigen Sparsamkeit haben fehlen lassen,
so sind doch im allgemeinen die Ursachen der Verschuldung » -
zunähme in den Kommunen ganz andere . Auf die Notwendig -
keit , größere Bauprojekte durch Anleihen oder , wenn diese eben
nicht zu bekommen sind , durch vorläufige Aufnahme kurzfrt -
stiger Schulden zu finanzieren , wurde oben bereits hingewie -
sen . Eine zweite Quelle der Verschuldung liegt in den unzu -
reickenden Einnahmen der Gemeinden . Die leitenden Stellen
in Reich und Staat scheinen neuerdings eingesehen zu habeU,
daß man den Gemeinden ausreichende Einnahmen zuführen
muß , wenn man sie vom Schuldenmachen abhalten will . Man
hat sich daher nunmehr grundsätzlich entschlossen, im Zusam -
menhange mit einer kommenden Finanzreform den Gemeinden
wieder eine eigene Steuerquelle zu überweisen . Es soll eine
Steuerart , die einerseits die Gesamtheit der Bürger trifft ,
andererseits genügend beweglich ist, den selbständigen Gemein -
den zur Ausschöpfung überlassen werden . Natürlich muffen
auch hier Sicherungen gegen eine Überspannung dieser Steuer
in einzelnen Gemeinden geschaffen werden .

Welcher Art diese künftige große Gemeindesteuer sein soll,
darüber ist man sich freilich noch nicht einig . Gegen die Wie -
dereinführung des Einkommensteuer - Zuschlagsrechts bestehen
begründete Bedenken . Die Gewerbesteuer « eignen sich am
allerwenigsten dazu , die Hauptquelle zur Wiederauffüllung der
städtischen Kassen zu bilden ; sie sollen vielmehr erheblich ab -

gebaut werden . Aber es muß und wird eine geeignete Steuer
gefunden werden , die die Gemeinden wieder auf eigene Füße
stellen hilft , und ihnen die verlorengegangene Möglichkeit einer
selbständigen Finanzpolitik wiedergibt . Selbstverantwortung
und Selbstbescheidung in der Ausgabengedarung werden im -
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mer nur dort wirksam werden , wo die Möglichkeit vorhanden
ist , notwendige Ausgaben durch selbständige Lösung der Dek-
lungSfrage zu finanzieren , wo aber andererseits vermeidbare
oder nicht dringliche Ausgaben von denen , die sie beschließen ,
auch verantwortet und bezahlt werden müssen .

Das Branntweinmonopol
Dem Reichstag ist der Bericht des Rechnungshofes des Deut -

schen Reiches über die Prüfung der Bilanz und des Geschäfts -
betriebes der Verwertungsstellen der Reichsmonopolstelle für
Branntwein für das Geschäftsjahr 1927/28 zugegangen . Trotz -
dem in diesem Jahre rund 8 Millionen Reichsmark mehr an
die Reichskasse abgeführt werden konnten als im vorhergehen -
den Geschäftsjahr , stellt der Bericht fest, daß die Absatzverhält -
nisse sich ungünstiger entwickelt hätten . Es wird erneut der
Hoffnung Ausdruck gegeben , das es möglichst bald gelingen
möge , dir zum Entwurf eines Spiritusmonopolgefetzes vorge -
ŝehenen Maßnahmen zur freien und wirtschaftlicheren Gestal -
<» ng des Branntweinmonopols in die Tat umzusetzen .

Die Sprachenfrage in Elsaß -Lothringen
Die französische Kammer hat am Dienstag das Budget für

Elsaß - Lothringen verabschiedet . Dabei kam es zu einer De -
batte über die Sprachenfrage . Der Unterstaatssekretär bei der
Ministerpräsidentschaft , dem die elsaß -Iothringischen Angelegen -
heiten unterstehen , Marcel Heraud , gab über die Frage fol -
gende Erklärung ab :

„Ich wiederhole , daß die deutsche Sprache im Elsaß alle
Bürger lernen müssen , damit alle die , die elsaß -lothringischer
Abstammung sind , untereinander die Sprache verstehen , unter
der sie aufgewachsen sind . Ich wiederhole aber auch , daß alle
französischen Bürger die französische Sprache lernen müssen .
Ich werde dafür sorgen , daß die clsaß -lothringische Berwal -
tung , namentlich die Justiz , der deutschen Sprache mächtig ist,
weil ich als Rechtsanwalt von Berufs wegen schon den Wunsch
habe , daß die Verteidigungsmöglichleit vor Gericht vollständig
gewahrt wird . Ich habe peinliche Zwischenfälle erlebt , wenn
jemand vor Gericht sich nicht mit dem Gerichtshof verständ -
lich machen konnte . Ich will diese Schwierigkeiten in weite -
stem Ausmaße beheben . "

Die Arbeitszeitfrage im engtischen zvergban
WTB . London , 27. Nov . .(Tel . ) Laut „Times " wendet die

Regierung ihre Aufmerksamkeit der Schwierigkeit zu , die darin
bestehe , daß am 6. April die Herabsetzung der Arbeitszeit in
den Bergwerken in Kraft treten soll , während die Vorlage

-wahrscheinlich nicht vor Februar vom Parlament erledigt sein
«werde . Eine Verschiebung des 7 Z4 - Stunden -Tages um min -
Kestens einen Monat und möglicherweise um zwei Monate
nach dem 6 . April könne daher erwartet werden .

Keine Grenzregulierung zugunsten Frankreichs . Gegenüber
jMättermeldungen , wonach der Reichstagsabgeordnete Hofmann

Ludwigshafen ) auf einer Bezirkskonferenz der Zentrumspar -
itei in Landau mitgeteilt habe , daß auf einer Karte der fran -
Aösischen Unterhändler im Haag das Gebiet des Schießplatzes
'Ludwigswinkel bei Bitsch als französisches Gebiet eingezeichnet
gewesen sei , wird von unterrichteter Seite erklärt , daß eine
.̂Grenzregulierung für Deutschland niemals in Frage kommen
liann .

Ausreiseerlaubnis für die Deutsch -Russen . Der Rat der
V̂olkskommissare hat beschlossen, die Ausreiseerlaubnis für die
snoch bei Moskau befindlichen deutschen Flüchtlinge zu geben .
|Es ' befinden sich noch zirka 4000 Kolonisten vor Moskau . Ka -
>nada verweigert jedoch die Zulassung während der kommenden
«Wintermonate angesichts des wahrscheinlichen Arbeitsmangels ,
j Borbereitungen werden aber vielleicht getroffen werden , um
' 4>ie Flüchtlinge im nächsten Jahre nach Kanada zu bringen .

Kor einer Stillegung des Frankfurter Hotelgewerbes ? Eine
Vollversammlung des Vereins der Frankfurter Hotel - und ver -
-Wandler Betriebe hat einstimmig beschlossen, sämtlichen An -
gestellten am Samstag zu dein nächst zulässigen Termin mit
lern Ziel der Stillegung der Betriebe zu kündigen . - In der Be -
gründung wird gesagt , daß der im Lohnkampf mit den Arbeit -
nehmern vom Schlichtungsausschuß ergangene Schiedsspruch
für die Betriebe untragbar sei.

Dsr Schiedsspruch für die Schubindustrie wurde durch die
Arbeitgeber abgelehnt .

Theatergeineiude Karlsruhe
Die Theatergemeinde Karlsruhe hat sich — wie uns ge¬

schrieben wird — als Ortsgruppe des Bühnenvolksbundes , der
über ganz Deutschland in 16 Landesorganisationen mit üb «r
200 000 Mitgliedern verbreitet ist, der in Braunschweig be¬
schlossenen Neuorganisation des Bundes angepaßt . Tie Lei -
tung der Ortsgruppe liegt wie bisher beim Ortsausschuß .
Dieser setzte in seiner letzten Sitzung eine neue Satzung fest
und gab sich einen Borstand . Als Vorsitzender der bisherige
Obmann , Senatspräsident a . D . Gut , als stellvertretender Bor -
sitzender Major a . D . Dr. Bauer (an der Landesbibliothek ) und
als Geschäftsführerin Fräulein Christine Oniken gewählt .

Die Bedeutung der Theatergemeinde wird oft nicht gebüh -
re »d gewürdigt . In den schweren Zeiten nach dem Kriege
stellte sie dem Theater einen festen Stamm von Besuchern ; so
trug sie wesentlich zur Erhaltung dieser Kunststätte bei . Auch
heute noch stellt sie für die meisten Vorstellungen einen festen
Besucherkreis , wie aus den Spielanzeigen zu ersehen ist. Im
letzten Spieljahr hat sie dem Theater eine Einnahme von
über 74 000 Ml beigebracht . Der Theatergemeinde haben sich
viele kunstfreudige Menschen angeschlossen , denen nur duxch
die Berbillignng der Theaterkarten der Besuch des Theaters
ermöglicht ist . Ihre wirtschaftliche Lage ist oft nicht weniger
ungünstig als die der Mitglieder der „Volksbühne "

. Wenn die
Theaterleitnng der Theatergemeinde etwas mehr entgegenkom -
men würde , so würde die Ortsgruppe erstarken , und dann
könnte die Theaterleitung mit einem noch größeren festen
Besucherkreis von Menschen rechnen , die zu den dankbarsten
und kunstfreudigsten Theaterbesuchern gehören .

Als Ortsgruppe des Bühnenvolksbundes vertritt die Karls -
ruher Theatergemeinde die idealen Bestrebungen dieser großen
Theaterorganisation . Und gerade darum verdient sie eine stär -
kere Unterstützung durch alle , welche eine höhere Theaterkultur
für eine Zeitnotwendigkeit halten .

Sitzung der Badischen Bezirksnaturschutzstellen
Unter dem Vorsitz von Professor Dr. Auerbach , dem Direktor

der Landesnaturschutzstelle , hatten sich die Geschäftsführer der
88 Bezirksnaturschutzstellen (von 40 ) zu einer Aussprache in
der Technischen Hochschule Karlsruhe eingefunden . Als Ver -
treter des Kultusministeriums nahm Obcrregierungsrat Bsal
an den Verhandlungen teil .

Professor Dr. Auerbach behandelte in einem einleitenden Re -
ferat die Notwendigkeit des Naturschutzes . Die Aussprache ,

Das Agrarprogramm der IKeicksregierung
Bewegliche tSetreidezSlle — Erhöhung der Zölle

für Rinder
über den agrarpolitischen Inhalt der neuen Zollvorlage wird

folgendes bekannt :
Die Reichsregierung beabsichtigt durch eine Reihe von Maß -

nahmen für die einzelnen Getreidearten die Stabilisierung der
Preise auf einem angemessenen Niveau zu erreichen .

Es sollen deshalb bewegliche Zölle eingeführt werden . Als
Normalzölle für Getreide sollen die gegenwärtigen autonomen
Zölle gelten . Als Normalpreise werden bei Weizen und Brau -
gerste Preise zwischen 260 und 270 Ml , und für Hafer und
Roggen zwischen 220 und 240 Ml je Tonne angesehen . Der
Mehlzoll soll in Zukunft auf das 1 )4fache des jeweils geltenden
Weizenzolls zuzüglich einer Schutzspanne von 3,75 Ml fest¬
gesetzt werden .

Eine Stützung des Weizenpreifcs wird außerdem durch die
Beibehaltung des Bermahlungszwanges für Jnlandweizen in
der bisherigen Form auch für die zwei nächsten Monate er -
reicht werden . Es ist vorgesehen , den Vermahlungszwang so-
lange beizubehalten , als die Preisentwicklung für Jnlandwei -
zen und die Vorräte dies angezeigt erscheinen lassen .

Um eine weitere Handhabung sür die Stützung der Roggen -
preise zu bekommen , soll ein verstärkter Anreiz zur Berfütte -
rung von Roggen gegeben werden . Es soll Roggen , für dessen
Verbilligung bis zu 20 Millionen Reichsmark bereitgestellt wer -
den sollen , aus den Erzeugergebieten des Ostens nach den
Hauptverbrauchsgebieten , namentlich im Westen , gebracht und
dort an Schweinemäster geliefert werden . Nur solchen Schweine -
mästern , die derartigen verbilligten und gekennzeichneten Rog -
gen beziehen , soll in Zukunft die Einfuhr von Futtergerste zu
dem bisherige » niedrigen Zollsatz von 2 Ml möglich sein . Im
übrigen wird der Zollsatz für Futtergerste auf 5 Ml festgesetzt
werden . Diese ganze Regelung soll aber nur für das Jahr
1830 gelten .

Es ist zunächst daran gedacht , den Zollsatz für Futtergerste
von 2 Ml an die Bedingung zu knüpfe « , daß sür 7 Zentner
Gerste drei Zentner gekennzeichneter Roggen abgenommen wer -
de » muffen . Die Reichsregierung soll die Möglichkeit haben ,
dieses Verhältnis zu ändern , wenn die Entwicklung des
Schweine - oder des Roggenpreises dies erforderlich macht . Hand
in Hand mit der Verfütterung von Roggen soll die Einlage -
rung einer größeren Menge Roggen gehen .

Die Neuregelung der Getreidezölle macht es erforderlich , auch
die Einfuhrscheine neu zu regeln . Wenn in Zukunft bewegliche
Zölle in Kraft gesetzt werden sollen , besteht die Gefahr , daß das
System der Einfuhrscheine zu Spekulationen auf Kosten der
ReichStasse ausgenutzt wird . Es ist deshalb notwendig , den
Wert der Einfuhrscheine nach dem niedrigsten für die Zukunft
vorgesehenen Zollsatz zu bemessen . Das bedeutet , daß der Wert
der Einfuhrscheine bei Roggen und Hafer von 6 auf 5 und bei
Weizen von 6,50 auf 5,50 Ml herabgesetzt wird . Entsprechen¬
des gilt auch für die Einfuhrscheine der Müllereierzeugnisse .

Da für das Jahr 1S30 zwei Futtergerstenzölle gelten sollen ,
wird es möglich sein , den Einfuhrschein für Braugerste , dessen
Wertbestimmung bisher der Zollsatz für Futtergerste von je
2 Ml zugrunde gelegt wurde , auf 3,50 Ml je Doppelzentner
zu bewerten . Dadurch wird bis zu einem gewissen Grade dem
seit langer Zeit geäußerten Wunsche der Braugerste bauenden
Landwirtschaft auf Erhöhung des Wertes der Einfuhrscheine
Rechnung getragen werden .

Entsprechend den Beschlüssen des handelspolitischen Aus -
schusseS des Reichstages sollen die Zölle für Rindvieh auf 27
Reichsmark und für Schafe auf 22,50 Ml je Dopelzentner , die
Mindestzölle auf 24,50 Ml und 22,50 Ml festgesetzt werden .
Hinsichtlich des Schweinezolles wird davon ausgegangen , daß
bei einem Preisstande von 70 bis 85 Ml je Zentner Lebend¬
gewicht der gegenwärtige Zoll je Doppelzentner ausreicht . Wird
der Preis von 70 Ml unterschritten , so wird der Zoll um 50
v . H . erhöht , wird der Preis von 85 Ml überschritten , so wird
der Zoll um 50 v . H . ermäßigt . Entsprechendes gilt für die
Regelung des Mindestzolles für lebende Schweine .

Der gegenwärtige autonome Zoll für Fleisch (45 Ml je
Doppelzentner ) wird beibehalten .

Seit vorigen Mittwoch wurden drei Koblenzer Zahnärzte
(zwei Ärzte und eine Arztin ) , die an einer Mainzer Arztever -
sammlung teilgenommen und in dichtem Nebel die Heimreise
mit einem Auto antraten , vermißt . Sie wurden Dienstag nach-
mittag kurz vor 6 Uhr an der Anlegestelle für Rheindampfer
in Freiweinheim , ungefähr 10 Meter vom Ufer entfernt , beim
Absuchen des Stromes in ihrem Auto ertrunken aufgefunden .
Man nimmt an , daß das Auto in dem Nebel in den Rhein ge -
fahren Ist .

die außerordentlich rege war , drehte sich um die Frage der
Strafe der Verfolgung von Natursrevel , der Haltung der ein -
heimischen Vögel als Käfigvögel . In Deutschland sei zwar der
Fang und Handel einheimischer Vögel verboten , jedoch würden
aus deif Balkanländern und aus Italien Nachtigallen , Spros -
ser , Rotkehlchen und andere Vögel eingeführt werden . Wichtig
für die gute Hege der einheimischen Vogelwelt sei die Unter -
Haltung von Kecken, die Anbringung von Nistkästen sowie die
Winterfütterun ^ . Zur Frage der Schnakenbekämpfung wurde
verlangt , daß diese nicht mit solchen Mitteln bekämpft werden
dürfen , die das Leben im Teich und anderen Wässern gefähr -
den . Weiter wurde über den Schutz der Frösche , Fischreiher ,
Fischottern , des Maulwurfs gesprochen . Besonders bedauert
wurde daS Verschwinden des Schluchseemoors . Weiter wurde
bekanntgegeben , daß der grüne Wasserfrosch ebenfalls geschützt
sei , so daß nunmehr sämtliche Froscharten geschützt sind und
nicht mehr gesangen werden dürfen .

Landessammluugcn für Naturkunde in Karlsruhe . Die
Zoologische Abteilung der Landessammlungen für Naturkunde ,
welche in den letzten Monaten wegen Neuaufstellung geschlossen
war , wird teilweise von Sonntag , den 1 . Dezember , an wieder
zu den üblichen Besuchszeiten geöffnet sein . Durch Verlegung
der Stelettsammluug in einen neuhergerichteten Saal konnte
für die übrigen Abteilungen so viel Raum geschaffen werden ,
daß jetzt eine einigermaßen übersichtliche Aufstellung der Schau »
sammlung möglich war . Der Skelettsaal , der außerdem eine
einzigartige Sammlung von Jagdtrophäen des verstorbenen
Weltreisenden Max Büdding enthält , wird zu einem späteren
Zeitpunkt eröffnet werden .

Bon der Naturbühne Ötigheim . Weit über die Grenzen
Badens , ja Deutschlands , hinaus ist das große Naturtheater
in Otigheim bekannt . Von anderen Freilichtbühnen unter -
scheidet es sich durch seine Geräumigkeit und die monumen -
tale Anlage seiner Bühne . Die massiven ragenden Bauten ,
verbunden mit einer fast südländischen Schönheit der Natur ,
bilden einen Hintergrund für die groß angelgten Massen -
szenen , der alle Beschauer entzückt . Neben dem biblischen
Stoff „Joseph und seine Brüder " hat bor allem Schillers
großes Befreiungsschauspiel eiuer verwandten alemannischen
Nation , „Wilhelm Tell "

, Scharen von Zuschauern angelockt
und begeistert . Im nächsten Jahre wird ein anderer Be -
sreiungskampf den Stoff für das Otigheimer Bühnengeschehen
liefern , der Heldenkampf der Tiroler , „ Andreas Hoker " .

Das kommende Hausgehilfengesetz
Unter den in Aussicht stehenden Reichsgesetzen beansprucht

das kommende Hausgehilsengesetz ein besonderes Interesse .
In der „Bayerischen Staatszeitung " . werden jetzt die Einzel ,
heiten der beabsichtigten reichsgesetzlichen Regelung veröffent -
licht.

Daraus geht u . a. hervor , daß der Hausgehilfe eine ununter -
brochene Nachtruhe von mindestens 9 Stunden , ferner ange -
meffene Ruhepausen zwischen der Arbeit haben muß . Der
häusliche Arbeitnehmer soll einen freien Nachmittag in der
Woche in der Dauer von mindestens 4 Stunden und an jedem
zweiten Sonn - oder Feiertag Freizeit von 3 Uhr nachmittags
zu beanspruchen haben . An Stelle zweier freien Nachmittage
kann ein ganzer freier Tag vereinbart werden . Der Gesetzent -
Wurf begründet auch einen Anspruch auf einen jährlichen Ur -
laub . Der Anspruch beginnt aber erst , wenn das Arbeitsver -
hältnis ununterbrochen 9 Monate gedauert hat .

Die Kündigungsfrist für den Hausgehilfen beträgt im all -
gemeinen einen halben Monat , zulässig nur zum Schlüsse
eines Kalendermonats . Das Gesetz enthält auch Vorschriften
über den Arbeitsschutz und besonders über Jugendlichen - und
Kinderschutz . Für das Inkrafttreten des Hausgehilfengesetzes
ist noch kein bestimmter Tag in Aussicht genommen .
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Die Vereinigung des badiscden landvvirt-
scdattlicken Genossenschaftswesens

Der morgige Donnerstag wird für die Geschicke der badischen
Landwirtschaft einen Markstein und Wendepunkt bedeuten .
Während die wirtschaftspolitischen Verbände — Badischei
Bauernverein e . G . m . b . H . (Sitz Freiburg ) und Badischer
Landbund e . G . m . b . H . (Sitz Karlsruhe ) — unverändert wei¬
ter bestehen bleiben , werden sich die genoffenschaftlichen Orga -
nisationen zu einer Einheitsorganisation zusammenschließen .
Freiburg und Karlsruhe bringen je etwa 1350 Genossenschaf ,
ten , zusammen 2670 Genossenschaften . Davon werden gegen
400 Doppelorganisationen eingehen . Besonders erfreulich ist
die Tatsache , daß auch die 650 Kreditgenossenschaften nunmehr
unter einen Hut gebracht werden können .

In ihren Generalversammlungen am 28 . d . M . werden der
Genossenschaftsverband des Badischen Bauernvereins und der
Verband der badischen landwirtschaftlichen Genossenschaften
auf Grund eines Gesetzes , das dem Reichstag zur Annahme
vorliegt , die Bildung eines Einheitsrevisionsverbandes unter
dem Namen „ Verband landwirtschaftlicher Genossenschaften in
Baden e . B . Karlsruhe " beschließen . Der Vorstand wird aus
Herren von Freiburg und Karlsruhe gebildet und auch der
Verbandsausschuß paritätisch zusammengesetzt werden . Die
beiden Verbände bringen das notwendige Personal mit . Leider
ließ sich bei den Rationalisierungsmaßnahmen ein Personal -
abbau (der in Karlsruhe bereits im Jahre 1926 und in Frei -
bürg in den letzten Monaten durchgeführt wurde ) nicht ver -
meiden ; doch konnten Härten im großen und ganzen vermie -
den werde

ferner wird die Verschmelzung der Badischen Landwirt »
schaftsbank , Karlsruhe , mit der Badischen Bauernbank Frei «,
bürg , beides e. G . m . b. H ., stattfinden , und zwar auf Grund
des Genossenschaftsgesetzes . Die neue Bank trägt den Namen
„Badische Landwirtschaftsbank lBauernbank ) e . G . m . b . H ."

'
(Sitz Karlsruhe ) . Vorstand und Aufsichtsrat sind gleichfalls
paritätisch zufammenge, «^

Schließlich erfolgt die Vereinigung der Warenzentralgenos -
fenfchaften , das ist die Badische landwirtschaftliche Hauptgenos¬
senschaft e . G . m . b . H . in Karlsruhe und die Zentralbezugs -
und Absatzgenossenschast e . G . m . b . H . in Freiburg , gleichfalls ,
auf Grund des Genossenschaftsgesetzes . Die neue Firma lautet :
„Badische landwirtschaftliche Zeutralgenossenschaft e . G . m.
b. H., Karlsruhe " . Auch hier wird der Vorstand von den lei -
tenden Herren in Freiburg und Karlsruhe gebildet und der
Aufsichtsrat paritätische Zusammensetzung aufweisen

Die finanzielle Seite der Fusion ist bereinigt , dank dem Eni -
gegenkommen der preußischen Zentralgenossenschaftskasse und
des Reichsernährungsminist »riums , die beide die Mittel zur
Sanierung und Rationalisierung zur Verfügung gestellt haben .
Die Badische Bauernbank geht vollkommen saniert in die neue
Organisation ein . Die noch bestehenden Lagerhäuser der bei-
den großen Verbände — etwa 70 — werden auf 30—,35 Der-
ringert werden . Im Laufe der nächsten Monate wjll man
an die Beseitigung der Doppelorganisationen gehen , wobei der
wirtschaftlich Schwächere von dem wirtschaftlich Stärkeren auf -
genommen werden muß . Eine Kommission von vier Herren
wird dafür tätig sein , daß sich die Einigung draußen rasch
vollzieht .

In einer Pressekonferenz , die Dienstag abend stattfand , und
in der Generalsekretär , Landwirtschaftsrat Kälber vom Ver .
band der bad . landwirtschaftlichen Genossenschaften , und Ge ,
neraldirektor Dr . Schwörer von der Zentralbezugs - und Ab»
satzgenossenschast über die Einzelheiten des Zusammenschlusses
berichteten , wurde ausdrücklich betont , daß die neue Organi¬
sation vollkommen unbelastet von früheren Schulden ins Leben
tritt .

Man errechnet den Umsatz der neuen Badijchen Landwirt -
schaftsbank auf den Betrag von 2 Milliarden . Die neue Zen -
tralgenossenschaft wird zweifellos ein leistungsfähiges Gebilde
darstellen , wobei man erwartet , daß auch der Landwirtschaft «
liche Verein und die Landwirtschaftskammer dazu übergehen
werden , das von beiden betriebene Warengeschäft an die Zen -
tralgenossenschaft abzugeben .

Weiter wurde die Hoffnung ausgesprochen , daß früher oder
später auch eine Einigung der berufstechnischen Organisationen
(Landwirtschaftskammer , Landwirtschaftlicher Berein und Ver -
ein ehemaliger Winterschüler ) erfolgt . Weiter besteht die Ab-
ficht, einer gewissen Arbeitsgemeinschaft zwischen dem Bad, -
schen Bauernverein und dem Badischen Landbund . Es finden
darüber bereits Besprechungen statt und die kleine „Grüne
Front " soll sich zunächst auf Gebiete erstrecken , auf denen
Meinungsverschiedenheiten nicht vorhanden sind .

Man hegt die Zuversicht , daß alle Landwirte draußen Ver -

gangenes und Trennendes vergessen und durch Selbsthilfe da-

für sorgen , daß ihr schweres Los gebessert , daß vor allem
durch eine einige genossenschaftliche Front durch danz Deutsch -
land , vor der die wirtschaftspolitische „Grüne Front " steht,
die Rentabilität der Landwirtschaft wiederhergestellt werden
kann . Die Verhandlungen der beiden großen Organisationen
sind von vornherein in engster Fühlungnahme und in gegen -

seitigem Vertrauen geführt worden .
Unter Ausschaltung jeder Partei - und Wirtschaftspolitik wird

die genossenschaftliche Einheitsorganisation auf völlig neutra -
lem Boden und in harmonischer Zusammenarbeit den rem
wirtschaftlichen Belangen der Landwirtschaft zu dienen bestrem
sein .
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